
! IV 
~EREINIGUNG 

DER 

OSTE,RREICHISCHEN RICHTER 
1016WIEN. 29.2.1984 
JUSTIZPALAST 

Betrifft GESETZENTWU9F 
ZI. ... _._ .. _ ........... 5..1. ... ,. -GEl19. j 

Datum: 1. MRZ. 1984 

Verteilt .. :zrt{J_~.q!:i::.e!:_k!.(g t4 
An die 
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 

!2h JA:JJu , , 

1010 WIEN 

Betrifft: Entwurf eines Wohnbaufürderungsgesetzes 1984 
sowie eines Wohnhaussanierungsgesetzes -
St eIl ungnahme 

In Anlage wird eine Stellungnahme zum oa.Gesetzesent­
wurf in 25-facher Ausfertigung übermittelt. 

n 
'j 

(Dr ~~ün~ :::Jat sohl 

1.Vizepräsident 

Beilagen 

10/SN-40/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 6

www.parlament.gv.at



.. 
I VEREINIGUNG DER ÖSTERREICHISCHBN RICHTER 

zum Entwurf e~nes Bundesgesetzes Uber die Förderung der 

Errichtung von Klein- und Mittelwohnungen (Wohnbauförde-

rungsgesetz 1984 - WFG 1984) 

Vor b e m e r k u n 

Die Vereinigung der österreichischen Richter, 

Fachgruppe Wohn- und Mietrecht, hat bereits eine Stel-

lungnahme zu dem weitgehend gleichlautenden Entwurf ei-

nes Wohnbauförderungsgesetzes 1983 abgegeben, auf die 

hier ausdrUcklich verwiesen wird. 

Be i den nunmehr vorgenommenen j.\nderungen ist als 

besonders posi ti v hervorzuheben, daß auf die im § 58 

Abs.4 bis 6 vorgesehene Abänderung des § 53 MRG, die die 

Absichten des Gesetzgebers bei Erlassung des MRG in ihr 

Gegenteil verkehrt hätten, verzichtet wurde. Ebenso muß 

posi tiv beurteilt werden, daß vom Prinzip der starren Ko-

stenauft eil ung nach dem Nu tzflächenverhäl tnis abgegan-

gen wurde. 

Zu begrUßen ist auch, daß nunmehr bei allen vorzui-

tigen RUckzahlungen der öffentlichen Darlehen praktisch 

eine Mietzinsbildung nach § 16 Abs.1 MRG zugelassen und 

damit einen beschleunigten RUckfluß der öffentlichen 

Mittel erreicht und eine den Intentionen des MRG entspre-
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chende Lösung gefunden wurde. 

Di e jetzt v ere inhe i tl ichte De fini tion der Nut zfla­

ehe im \fEG V/GG und NRG wäre auch eine günstige Gelegen­

heit, die in diesen drei Gesetzen vorgeschriebene star­

re Auf teilung der Heizkosten, die sich in der Praxis als 

katastrophal erwiesen hat, flexibler zu gestalten. 

Zu den einzelnen Bestimmungen , soweit sie zi vil­

rechtliche Bedeutung haben, ist folgendes zu sagen: 

Zu i 2~. 

Im Interesse der Übersichtlichkeit der 

Rechtsordnung, insbesondere des Kündigungsrechtes, soll­

te die vorgesehene Klindigungsbestimmung in den § 30 MRG 

aufgenommen werden. Di es würde bedeuten, daß diese Be­

stimmung beim § 58 des Entwurfes berUcksichtigt wird. 

Zu begrUßen ist, daß (in Übereinstimmung mit der Anre­

gung zum Vorentwurf) der Klindigungsgrund nicht mehr auf 

den Fall einer schriftlichen Androhung der Darlehenskün­

digung durch das Land beschrankt, sondern rein auf das 

gesetzwidrige Verhalten des Mieters aufgebaut wird . 

.2u_1_ .. 46_ 

Hier ist zu begrüßen, daß die Vorschriften liber 

die Mietzinsbildung nach diesem Gesetz nur bis zur voll­

ständigen Rückzahlung der Förderungsdarlehen gelten sol­

len und daher nach diesem Zeitpunkt die Mietzinsbildung 

offenbar nach § 16 Abs.1 Z 2 NRG zu erfolgen hat. 

~.~ .. J±l 
Hier wäre zumindest ansatzweise klarzustellen, in 

.. . j3 

10/SN-40/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 6

www.parlament.gv.at



• 

welcher Weise die UberprUfung der Mietzinsbildung durch 

das Land stattfinden soll. 

~~§ 49 

In Abs.6 sollte nach Rückzahlung des Darll~hem~ 

auch r Bigenturnswohnungen die Löschung des Veräuße ... 

rungsverbotes vorgesehen werden. 

~_l! .~ § 2 6._~.~ s? d 

Die vorgesehene Vereinheitlichung der Nutzflächen 

im WEG, WGG und MRG ist zu begrüßen. Dies legt aber auch 

nahe, in al~en drei Gesetzen die dort vorgesehene starre 

Auf'teilung der Heizkosten bei Bestehen von Wärmemeßanla­

gen in Relation zur Nutzfläche (Nutzwert) flexibler zu 

gestalten. Der~eit hat die Auteilung nach 60 % Ver.­

brauch, 40 % Nutzfläche (Nutzwert) zu erfolgen und zwar 

auch dann wenn es dem einheitlichen Willen des Vermie­

ters und der Mieter b~w. WohnungseigentUmer wider­

spricht und im Einzelfall extrem unbillig erscheint, 

wie etwa dann, wenn große Teile des Mietobjektes (Gara­

gen, Magazine etc.) nicht beheizt werden. 

Es wäre daher in allen diesen ]!'ällen vorzusehen, 

daß abweichende schriftliche Vereinbarungen zwischen 

Vermieter und allen Mietern bzw. WohnungseigentUmern 

zur sinnvollen Anpassung an die praktischen Erfordernis­

se des Einzelfalles zugelassen werden. 

Dies könnte etwa durch die vorgeschlagene ]!'ormu ... 

lierung erreicht werden: 
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§ 19.(1) ." 
1. •. Ist der Verbrauch oder der Anteil am 
Gesamtverbrauch jedes einzelnen BenUtzers ... 
fuststellbar,. nach dem Verh~ltnis ihrer 
Anteile zu tragen, eine abweichende Verein­
~,~~u~gw,~~r.!:~J!:~E. von- a:L.[en'liin. tei gentÜm~r~ sch~i f:t2=. 
ich troffen wer en 

WGG 
·§'-r/~. (1 ) 
1. '" Ist der Verbauch oder der Anteil am 
Gesamtverbrauch .. , Ceststellbar, so sind 
von den Mietern ... zu berechnen; eine abweichen­
de Vereinbarung kann nur schriftlichz'wischen der 
iIa 1ri~f~IIi,~ßuiig~~ri<f~=~:!::I§ji~!1 i e te'r.~ 0 de r _ s ans t i ~~ ,­
N ut zl:!E!.g~b~E~~ cQ.!3:.ß.!_~~_. eine r _ Bau,!i cl:!.ke -h.!. vere in­
bart werden. 

HRG 
r·24. (1 ) 
1.. Ist der Verbrauch oder der Anteil am 
Gesamtverbrauch ... feststellbar, so sind von 
den Hauptmietern. . nach den Grunds~tzen des 
§ 1'7 z II tragen; ~i.:.!~E:: a~~e ~<2he~i~ ~:reinbarunB 
kann nur schriftlich vom Vermieter mit allen 
flleter'n---'t'iOff e n wer cre-ri-;--·------'---

~~-.i ')8 

Die vorgesehene Ji1assung des S 17 Ab s. 2 IilRG l~ßt 

außer Ac ht" daß fUr aLle Al twohnungen bereits zwingend 

der NutzflächenschlUssel eingefUhrt wurde und die vorge-

sehe ne Fassung daher zur der Auffassung verleiten könn-

te, es wäre in diesen F~llen die Nutzfläche neu nach dem 

g~nehmigten Bauplan zu berechnen. Es w~re daher klarzu-

stellen, daß dort, wo di<..) Nutzflache bereits nach dem Na-

tü.rmaß berechnet wurde t dies woi terhin gUl tig sein sol-

le. 

. .. /5 
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w~re daher folgender ~inschub zu machen~ 

"(2) ... lJie Nutzfläche ist auf Grund des 
behördlich genehmigten Bauplans zu berechnen 
es S'::1 denn, ~~~~~!:.~:L!~ ei~~ Here~h~1~fl(.L.E.~.S:~ 
dem Naturmaß stattgefunden hat, daß eine Berech-
·~~~~!i~~ri-Jl~~ili b~~t~~r (fl:!:. <?.~~ n e ~mT ß.t e ~-= Bau p l~~--­
.!~i cl~~. mi2!3L:\:.~h.J:.§.!_ o~_~~_~_:!:J2~A bwe i chung _.:.-=-:. 

Wien, am ~~. 2. 1984 
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